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EMPFEHLUNG DER KOMMISSION

vom 20 . Juli 1976
an die Regierung des Königreichs Dänemark zu einigen Bestimmungen des Ent

wurfs eines Gesetzes über den Personenkraftverkehr

(76/678/EWG)

In ihrer Empfehlung vom 16 . März 1976 ( 1 ) an die
Regierung des Königreichs Dänemark hat die Kom­
mission u.a . festgestellt, daß der ihr zur vorherigen
Beratung gemäß Entscheidung des Rates vom 21 .
März 1 962 (2 ), geändert durch Ratsentscheidung vom
22 . November 1973 (3 ), vorgelegte Gesetzentwurf auch
Maßnahmen enthält, die in Durchführung der Richtli­
nie des Rates vom 12. November 1974 über den Zu­
gang zum Beruf des Personenkraftverkehrsunterneh­
mers im innerstaatlichen und grenzüberschreitenden
Verkehr (4 ) vorgesehen sind . Sie hat dazu bemerkt, daß
es sich insbesondere um Artikel 12, 13 , 14, 15 und 16
handelt und daß sie sich vorbehält, zu einem späteren
Zeitpunkt zu diesen Bestimmungen Stellung zu neh­
men , die der Kommission nach Artikel 6 der obigen
Richtlinie zur Beratung vorzulegen sind .

Zwischenzeitlich hat die Ständige Vertretung des Kö­
nigreichs Dänemark bei den Europäischen Gemein­
schaften darum gebeten , die Vorlage der genannten
Artikel des Gesetzentwurfs als eine Beratung im Sinne
des Artikels 6 der Richtlinie vom 12 . November 1974
zu betrachten .

Zum Inhalt der betreffenden Artikel des dänischen
Gesetzentwurfs gibt die Kommission die folgende
Empfehlung ab :

1 . Ebenso wie die Kommission unter Ziffer 1 ihrer
Empfehlung vom 16 . März 1976 ihre Annahme dar­
legt , daß die anderen Bestimmungen des Gesetzent­
wurfs, der ihr im Rahmen der vorherigen Beratung
gemäß obiger Entscheidung des Rates vorgelegt
wurde , den innerstaatlichen Personenkraftverkehr be­
treffen , ist sie auch der Meinung, daß die Artikel 12,
13 , 14, 15 und 16 des obigen Gesetzentwurfs den in­
nerstaatlichen Personenkraftverkehr ansprechen und
insbesondere die Festsetzung einiger Voraussetzungen
für die Zulassung zum Beruf des Verkehrsunterneh­
mers zum Ziele haben .

Hierzu erinnert die Kommission die dänische Regie­
rung daran , daß sich die von den Mitgliedstaaten in
Durchführung der Richtlinie vom 12 . November 1974
zu erlassenden Bestimmungen ebenfalls auf die Vor­
aussetzungen für die Zulassung zum Beruf des Perso­
nenkraftverkehrsunternehmers im grenzüberschreiten­
den Verkehr erstrecken müssen .

2 . Die Kommission stellt fest, daß nach Artikel 12
Absatz 1 des dänischen Gesetzentwurfs der Arbeitsmi­
nister die Eignungsvoraussetzungen festsetzt, die der
Antragsteller zur Erlangung einer Genehmigung erfül­
len muß . Sie weist diesbezüglich darauf hin , daß sich
nach Artikel 2 Absatz 1 der obigen Richtlinie des Ra­
tes diese Voraussetzungen auf die Zuverlässigkeit, die
finanzielle Leistungsfähigkeit und die fachliche Eig­
nung der Antragsteller erstrecken müssen und daß in
Durchführung des Artikels 6 Absatz 1 der genannten
Richtlinie die einschlägigen Maßnahmen nach Bera­
tung mit der Kommission bis zum 1 . Januar 1977 zu
erlassen sind .

Die Kommission macht die dänische Regierung
darauf aufmerksam , daß auf Grund des Gesagten die
in Artikel 12 Absatz 2 des Gesetzentwurfs angespro­
chene Genehmigung nicht nur dann zu verweigern
ist , wenn der Antragsteller die Zuverlässigkeitsvoraus­
setzung nicht erfüllt, sondern auch dann , wenn eine
der drei oben erwähnten Voraussetzungen nicht erfüllt
wird .

Ferner bemerkt die Kommission , daß die gleichen
Bestimmungen des Gesetzentwurfs, auf Grund deren
es möglich ist, einem Bewerber, der die Zuverlässig­
keitsvoraussetzung nicht erfüllt, eine Genehmigung zu
verweigern , die zuständige Behörde nicht dazu ver­
pflichten , ihre Entscheidung zu begründen, wie es in
Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie vom 22. November
1974 vorgesehen ist .

Daher empfiehlt die Kommission der dänischen Re­
gierung, ihren Gesetzentwurf zu ergänzen , um diese
Lücke zu schließen .

3 . Die Kommission bemerkt, daß Artikel 13 des
Gesetzentwurfs den Entzug der Genehmigung nur für
den Fall vorsieht, daß der Verkehrsunternehmer die
Zuverlässigkeitsvoraussetzung nicht mehr erfüllt . Un­
ter Bezugnahme auf obige Ziffer 2 Absatz 1 weist die
dänische Regierung darauf hin , daß der Genehmi­
gungsentzug auch für den Fall vorgesehen werden
muß , daß der Unternehmer nicht mehr die Vorausset­
zung der finanziellen Leistungsfähigkeit und/oder der
fachlichen Eignung erfüllt .

4 . Die Kommission stellt fest , daß Artikel 14 des
Gesetzentwurfs dem Unternehmer die Möglichkeit ein­
räumt, seine Interessen geltend zu machen , wenn die
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Unternehmers ausübt, oder der natürlichen Person ,
welche die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a) und c)
der obigen Richtlinie geforderte Voraussetzung erfüllt,
vorübergehend weitergeführt werden kann .

Die Kommission empfiehlt der dänischen Regierung
daher, Artikel 15 ihres Gesetzentwurfs dahingehend
zu ergänzen .

6 . Die Kommission stellt fest, daß der Gesetzent­
wurf keine Bestimmungen enthält, auf Grund deren
die Einhaltung der betreffenden Artikel überwacht
werden kann, und empfiehlt der dänischen Regierung,
nach Beratung mit der Kommission diese Lücke zu
schließen .

Brüssel , den 20 . Juli 1976

zuständige Behörde in einem bestimmten Fall ent­
scheidet, ihm die Genehmigung zu entziehen .

Sie weist darauf hin , daß nach Artikel 5 Absatz 3 der
Richtlinie vom 12. November 1974 die Mitgliedstaa­
ten den Betroffenen die Möglichkeit einräumen müs­
sen , bei Entzug einer Genehmigung und bei Ableh­
nung eines Antrags auf Zulassung zum Beruf des Per­
sonenkraftverkehrsunternehmers ihre Interessen in al­
len Fällen geltend zu machen . Daher empfiehlt die
Kommission der dänischen Regierung, Artikel 14 ih­
res Gesetzentwurfs dahingehend zu ergänzen .
5 . Die Kommission bemerkt, daß in Artikel 15 des
Gesetzentwurfs nur die Bedingungen festgelegt sind,
unter denen ein Unternehmen im Falle des Ablebens
des Unternehmers vorübergehend weitergeführt wer­
den kann . Sie weist diesbezüglich darauf hin , daß
nach Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie vom 12. No­
vember 1974 die Mitgliedstaaten auch die Bedingun­
gen festlegen müssen , unter denen ein Unternehmen
im Falle der Erwerbs- oder Geschäftsunfähigkeit der
natürlichen Person , welche die Tätigkeit des Verkehrs­

Für die Kommission
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